
 

 

 

 

An die Abgeordneten des Deutschen Ärztetages 
c/o Bundesärztekammer 
Herbert-Lewin-Platz 1 
10623 Berlin 
14. Mai 2025 
  
Appell zur Ablehnung der neuen GOÄ – Schutz der technischen 
Leistungen und Fächer und Sicherung der Versorgung 
  
  
Sehr geehrte Abgeordnete, sehr geehrter Abgeordneter, 
  
am 29. Mai soll über die neue Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) abgestimmt werden – ein Moment von 
enormer Tragweite für unser Gesundheitswesen. Doch anstatt einer fairen, zukunftsorientierten 
Grundlage für die ärztliche Tätigkeit erleben wir eine tiefgreifende Spaltung innerhalb der Ärzteschaft. 
Besonders die systematische Schlechterstellung technischer und diagnostischer Leistungen wie Labor, 
Ultraschall, Pathologie, Radiologie und Nuklearmedizin, aber auch operativer / invasiver Maßnahmen ist 
in der vorliegenden GOÄ nicht nur fachlich unbegründet, sondern auch gesundheitspolitisch fahrlässig. 
  
Die neue GOÄ streicht nicht nur einzelne Leistungen – sie entzieht ganzen Fachbereichen die 
wirtschaftliche Lebensgrundlage.  
  
Technische, diagnostische und operative Leistungen werden im neuen Entwurf teilweise um bis zu 
29 % gekürzt. Das ist keine Anpassung, das ist ein struktureller Rückbau – ohne Inflationsausgleich, 
ohne Berücksichtigung gestiegener Betriebs- und Personalkosten und ohne nachvollziehbare 
Kalkulationsgrundlagen. 
Die geplante Honorarsystematik missachtet, dass gerade die technischen und operativen Disziplinen 
kapital- und personalintensiv sind. So erfordert ein modernes MRT / CT oder ein ambulantes OP-
Zentrum nicht nur millionenschwere Investitionen, sondern auch hochqualifiziertes Fachpersonal – oft 
bis zu zehn Mitarbeitende pro MRT-Gerät. All diese realen Kosten finden im Entwurf keine 
angemessene Berücksichtigung. 
  
Diese Reform gefährdet unmittelbar die ambulante Versorgung – nicht nur für privat Versicherte, 
sondern für alle Patienten. Denn wirtschaftlich strangulierte Praxen werden schließen, Wartezeiten 
steigen, und Versorgungslücken entstehen – auch im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Das ist nicht spekulativ, sondern absehbar. 
  
Zudem ist das Zustandekommen dieser GOÄ zutiefst intransparent. Sie wurde hinter verschlossenen 
Türen zwischen Bundesärztekammer, PKV-Verband und Beihilfe verhandelt – ohne eine breite 
fachliche Legitimation und ohne Mitwirkung aller betroffenen Fachgruppen. Das widerspricht dem 
Anspruch demokratischer und verantwortungsvoller Selbstverwaltung. Der Entwurf der neuen GOÄ liegt 
uns erst seit wenigen Tagen vor und nun soll schon am 29.5. darüber abgestimmt werden – obwohl die 
Auswirkungen und Konsequenzen für die verschiedenen Fachgruppen in dieser kurzen Zeit noch völlig 
unklar sind. 



 

 

 

 

  
Es fehlt eine nachvollziehbare Kalkulation, und wichtige Fragen, wie der tatsächliche Stundenlohn je 
Fachgruppe, bleiben unbeantwortet. Wenn wir diese Willkür akzeptieren, setzen wir eine gefährliche 
Präzedenz, die alle Fachgruppen betrifft. 
Die Reform hat insbesondere – aber nicht nur - für investitionsintensive Fächer ein erhebliches, 
destruktives Potenzial für die Freiberuflichkeit. Gerade Juniorpartner, die sich hoch verschuldet haben 
und ihre Schulden über einen langen Zeitraum abzahlen sehen sich aufgrund der Abwertungen der 
neuen GOÄ um bis zu 30% existenziell bedroht, so erfolgte der Praxiseinstieg zu noch völlig anderen 
Bedingungen. Eine schlagartige Abwertung um 30% der technischen Leistungen ist insbesondere 
insofern bemerkenwert, dass seit 1996 bei der GOÄ kein 
  
Inflationsausgleich erfolgt ist, obwohl die Verbraucherpreise um 65 % gestiegen sind. 
Es ist kaum zu erwarten, dass Juniorpartner unter diesen Bedingungen den erforderlichen Investitionen 
ihrer Gemeinschaftspraxis zustimmen können. Es drohen Insolvenzen und Versorgungslücken. Zudem 
ist die Angleichung komplexer ambulanter und Krankenhausfälle unrealistisch und ohne 
Steigerungsmöglichkeiten, es drohen drastische Einbußen bei den Poolzahlungen im Krankenhaus. 
  
  
Die Reform verstößt gegen gesetzliche Vorgaben, insbesondere § 11 BÄO, der einen fairen Ausgleich 
zwischen Ärzten und Patienten fordert. Zudem verletzt sie Grundrechte wie die Berufsausübungsfreiheit 
(Art. 12 GG) und Eigentumsgarantie (Art. 14 GG). Die rechtswidrige Mischkalkulation im PKV-Bereich 
zerstört die Balance im Honorarsystem und gefährdet indirekt auch die GKV. Zudem besteht eine sehr 
große Gefahr: Die sogenannte „Reevaluation“ nach § 3a GOÄneu könnte faktisch zu 
Budgetierungen führen, ohne echtes Mitspracherecht der Ärzteschaft. 
  
  
Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir appellieren eindringlich an Ihre Verantwortung gegenüber der gesamten Ärzteschaft und der 
Bevölkerung: Lehnen Sie die GOÄ in der vorliegenden Fassung ab oder enthalten Sie sich. Stimmen 
Sie für eine gerechte, transparente und medizinisch fundierte Neubewertung aller ärztlichen Leistungen. 
Nicht die Ablehnung, sondern die vorschnelle Annahme einer unausgewogenen Reform wäre ein 
historischer Fehler. 
  
  
Mit kollegialen Grüßen 
  
  
Professor Dr. med. Henrik Michaely                   Professor  Dr. med. Christopher Herzog 
 


